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Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des
Rates zur Änderung der Richtlinie 96/53/EG vom 25. Juli 1996 zur
Festlegung der höchstzulässigen Abmessungen für bestimmte
Straßenfahrzeuge im innerstaatlichen und grenzüberschreitenden
Verkehr in der Gemeinschaft sowie zur Festlegung der höchst-
zulässigen Gewichte im grenzüberschreitenden Verkehr

COM(2013) 195 final

Drucksachen: 286/13 und zu 286/13

Der Richtlinienvorschlag verfolgt das Ziel, die Aerodynamik von Fahrzeugen sowie
ihre Energieeffizienz zu verbessern und gleichzeitig die Straßenverkehrssicherheit
zu erhöhen, wobei den durch die Straßenverkehrsinfrastruktur vorgegebenen Be-
schränkungen Rechnung getragen werden soll.

Bereits in dem 2011 veröffentlichten Weißbuch "Fahrplan zu einem einheitlichen
europäischen Verkehrsraum - Hin zu einem wettbewerbsorientierten und
ressourcenschonenden Verkehrssystem" wurde u. a. die hier gegenständliche Über-
arbeitung der Richtlinie 96/53/EG angekündigt.

Die Richtlinie soll dabei folgende wesentliche Änderungen erfahren:

- Zulassung von Abweichungen von den derzeitigen Obergrenzen der Fahr-
zeugabmessungen um bis zu zwei Metern, damit aerodynamische Luft-
leiteinrichtungen am hinteren Teil der Fahrzeuge angebracht werden können
(ohne Erhöhung des Ladevolumens);

- Zulassung von Abweichungen von den derzeitigen Obergrenzen der Fahr-
zeugabmessungen, damit aerodynamisch günstigere Zugmaschinenfahrerhäuser
gebaut werden können, durch die zudem die Verkehrssicherheit durch die
Verkleinerung des toten Winkels erhöht werden soll (ohne Erhöhung des Lade-
volumens);

- Erhöhung des zulässigen Gesamtgewichts von Fahrzeugen mit Elektro- bzw.
Hybridantrieb um eine Tonne, um das Gewicht der elektronischen Batterie bzw.
des zusätzlichen Motors so auszugleichen, dass sich dadurch die zulässige
Nutzlast nicht verringert;
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- Vermeidung des derzeitigen erheblichen Genehmigungsaufwands im Bereich
der Transport-Containerisierung durch Verlängerung der entsprechenden Fahr-
zeuge um 15 cm;

- Festlegung einer Mindestanzahl der Vorauswahlmessungen zur Überwachung
der Einhaltung des zulässigen Gesamtgewichts (eine Messung je 2.000 Fahr-
zeugkilometer). Dazu wird das Kontrollverfahren detailliert beschrieben.
Anhaltekontrollen zur Überwachung des zulässigen Gesamtgewichts sollen nur
durchgeführt werden, wenn sich Anhaltspunkte zu einer Überschreitung auf
Grund bestimmter europaweit einheitlicher Verfahren durch interoperable
technische Systeme ergeben.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 286/1/13 ersichtlich.


